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5. der Wahlbriefumschlag mehrere Wahlumschläge, aber nicht 
eine gleiche Anzahl gültiger und mit der vorgeschriebenen 
Beurkundung gemäß § 35 Absatz 2 versehener Wahlscheine 
enthält,

6. der Wähler oder die Person seines Vertrauens die vorgeschrie­
bene Beurkundung zur Briefwahl auf dem Wahlschein nicht 
unterschrieben hat,

7. kein amtlicher Wahlumschlag benutzt worden ist,
8. ein Wahlumschlag benutzt worden ist, der offensichtlich in einer 

das Wahlgeheimnis gefährdenden oder sonstigen Weise von den 
übrigen abweicht.

Die Einsender zurückgewiesener Wahlbriefe werden nicht als 
Wähler gezählt; ihre Stimmen gelten als nicht abgegeben.

(5) Die Stimmen eines Wählers, der an der Briefwahl teilgenommen 
hat, werden nicht dadurch ungültig, daß er vor dem oder am Wahltag 
stirbt oder sein Wahlrecht verliert.

§40
Wahlniederschrift

(1) Über die Stimmabgabe und das Ergebnis der Auszählung ist 
vom Wahlvorstand öffentlich eine Wahlniederschrift anzufertigen.

(2) Die Wahlniederschrift ist vom Wahlvorsteher, vom Schriftfüh­
rer und von mindestens drei weiteren Mitgliedern des Wahlvorstan­
des zu unterschreiben.

§41
Feststellung des Wahlergebnisses im Wahlkreis

(1) Auf der Grundlage der von den Wahlvorständen übersandten 
Wahlniederschriften überprüft der Kreiswahlausschuß stimmbezirks­
weise die ordnungsgemäße Durchführung der Wahl, faßt die Ergeb­
nisse aus den Stimmbezirken zusammen und stellt fest:

1. die Wahlbeteiligung,
2. die Anzahl der gültigen und ungültigen Stimmen,
3. wieviel Stimmen im Wahlkreis für die einzelnen Kreiswahlvor­

schläge und Landeslisten gemäß den §§ 6 und 7 abgegeben 
worden sind und welcher Bewerber als Wahlkreisabgeordneter 
gewählt ist.

(2) Darüber fertigt der Kreiswahlausschuß ein Wahlprotokoll an. 
Es ist durch den Kreiswahlleiter und von mindestens drei weiteren 
Mitgliedern zu unterzeichnen und an den Landeswahlleiter zu 
übersenden.

§42
Feststellung des Ergebnisses der Wahl 

nach Landeslisten

Der Landeswahlausschuß stellt fest,
1. wieviel Stimmen im Land für die einzelnen Landeslisten abgege­

ben wurden,
2. wieviel Sitze auf die einzelnen Landeslisten 

entfallen und welche Bewerber gewählt sind.

§43
Ermittlung und Veröffentlichung der 

Wahlergebnisse

(1) Die rechnergestützte Ermittlung der vorläufigen und endgülti­
gen Ergebnisse der Wahlen in den Wahlkreisen, in den Ländern und 
in der Republik wird vom Statistischen Amt der DDR und seinen 
Bezirks- und Kreisämtern vorgenommen, die die Wahlergebnisse dem 
jeweiligen Wahlausschuß zur Bestätigung vorlegen.

(2) Der Landeswahlausschuß und der Wahlausschuß der Republik 
veranlassen die Veröffentlichung der Wahlergebnisse.

VII.
Nachwahlen

§44
Voraussetzungen

Eine Nachwahl findet statt, wenn
1. in einem Wahlkreis oder in einem Stimmbezirk die Wahl nicht 

durchgeführt worden ist,
2. ein Wahlkreisbewerber nach der Zulassung des Kreiswahlvor­

schlages, aber noch vor der Wahl stirbt oder seine Wählbarkeit 
verliert.

§45
Durchführung

(1) Die Nachwahl soll spätestens drei Wochen nach dem Tage der 
Hauptwahl stattfinden. Den Tag der Nachwahl bestimmt der Landes­
wahlleiter.

(2) Die Nachwahl findet nach denselben Vorschriften und auf 
denselben Grundlagen wie die Hauptwahl statt.

VIII.
Erwerb und Verlust der Mitgliedschaft im Landtag

§46
Benachrichtigung der Gewählten

(1) Der Kreiswahlleiter benachrichtigt den gewählten Wahlkreis­
abgeordneten und fordert ihn auf, binnen einer Woche schriftlich zu 
erklären, ob er die Wahl annimmt.

(2) Der Landeswahlleiter benachrichtigt die über die Landeslisten 
Gewählten und fordert sie auf, binnen einer Woche schriftlich zu 
erklären, ob sie die Wahl annehmen.

§47
Erwerb der Mitgliedschaft im Landtag

Ein gewählter Bewerber erwirbt die Mitgliedschaft im Landtag mit 
dem frist- und formgerechten Eingang der auf die Benachrichtigung 
nach § 46 erfolgenden Annahmeerklärung beim zuständigen Wahllei­
ter, im Falle des § 58 Absatz 4 jedoch nicht vor Ausscheiden des nach 
dem ursprünglichen Wahlergebnis gewählten Abgeordneten. Gibt der 
Gewählte bis zum Ablauf der gesetzlichen Frist keine oder keine 
formgerechte Erklärung ab, so gilt die Wahl zu diesem Zeitpunkt als 
angenommen. Eine Erklärung unter Vorbehalt gilt als Ablehnung. 
Annahme- und Ablehnungserklärung können nicht widerrufen wer­
den.

§48
Verlust der Mitgliedschaft im Landtag

{1) Ein Abgeordneter verliert die Mitgliedschaft im Landtag
1. durch Ungültigkeitserklärung der Wahl oder sonstiges Ausschei­

den beim Wahlprüfungsverfahren,
2. durch Neufeststellung des Wahlergebnisses,
3. durch Verzicht,
4. durch Wegfall der Wählbarkeit

Verlustgründe nach anderen Rechtsvorschriften bleiben unberührt.

(2) Bei Ungültigkeit seiner Wahl im Wahlkreis bleibt der Abgeord­
nete Mitglied des Landtages, wenn er zugleich auf der Landesliste 
gewählt worden war, aber nach § 7 Absatz 4 unberücksichtigt 
geblieben ist. Auszuscheiden hat in diesem Falle der letzte für gewählt 
erklärte Bewerber der Landesliste.

(3) Der Verzicht ist zur Niederschrift des Landtagspräsidenten 
oder eines Notars, der seinen Sitz im betreffenden Land hat, zu 
erklären; eine notarielle Verzichtserklärung wird zu dem Zeitpunkt 
wirksam, zu dem sie dem Landtagspräsidenten zugeht. Der Verzicht 
kann nicht widerrufen werden.

(4) Über den Verlust der Mitgliedschaft beschließt der Landtag.


